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ßen, Brandenburg, Pommern, Schleſten, 


4 geſprochen, 


Weiſe, wie für ihn das Geld geſchafft wird, 
men werden. 
* Berlin, 18. Snuar. 


don R. Graßmann, Schutzenſtraße 17. 


— 


Inſerate: Die Petitzeile 1 Sgr. 


——— ——ᷣ—4—U— — — — — — 


232 


Deutſchlaud. 
Berlin, 18. Februar. Se. Maj. der König hat dem Maler 
Eug. Krüger durch den Geb. Kabinetsrath v. Mühler für Widmung 


und Ueberreichung des Bilderwerkes „Wild und Wald“ die goldene 


Medaille für Kunſt als Anerkennung zugehen laſſen. 

— Der vorgeſtern dem Herrenhauſe vorgelegte Entwurf eines 
Geſetzes, betreffend die Aufhebung der Einzugsgelder und gleich- 
artigen Kommunalabgaben, lautet: 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen 2c., 
verordnen mit Zuſtimmung beider Häuſer des Landtages der Mon- 
archte, was folgt: 

§. 1. Vom 1. Juli 1867 ab darf in den Provinzen Preu- 
Poſen, Sachſen, Weſt⸗ 
phalen und in der Rheinprovinz von Neuanziehenden ein Einzugs- 
oder Eintrittsgeld oder eine ſonſtlge beſondere Kommunal-Abgabe 


wegen des Erwerbes der Gemeinde-Angehörigkeit (der Niederlaſſung 


am Orte) nicht mehr echoben, auch kein Rückſtand einer ſolchen 
Abgabe mehr eingefordert werden. 

§. 2. Mit dem in 8. 1 feſtgeſetzten Zeitpunkte treten die 
auf die Erhebung von Elazugsgeld bezüglichen Beſtimmungen der 
Geſetze vom 14. Mat 1860 (Geſetz Sammlung 1860 Seite 237) 
und vom 24. Jun 1861 (Geſetz-Sammlung 1861 Seite 446), 
ebenſo der §. 14 der Gemeinde- Ordnung für die Rbeinprovinz vom 
23. Juli 1845 (Geſetz-»Sammlung 1845 Seite 523) und der Art. 
6 des Geſetzes vom 15. Mai 1856, betreffend die Gemeindever⸗ 
faſſung in der Rheinprovinz (Geſez-Sammlung 1856 Seite 435), 
ſowle alle in beſtehenden Statuten, Regulativen, Receſſen der ein⸗ 
zelnen Gemeinden getroffenen Anordnungen über die Entrichtung 
von Kommunal-Abgaben der im §. 1 bezeichneten Art außer Kraft. 

nnn 

Berlin, den 7. Januar 1867. 

Der Minifter des Innern. 2 
Graf zu Eulenburg. 

— In Kreiſen ſehr achtbarer Männer iſt hier die Idee aus- 
Mittel für den Bau des neuen Domes zuſammen zu 
bringen und ſoll dabei der Kölner Dombau und die Art und 
zum Muſter genom- 


* 


Wir baben ſchon zu wiederholten 
Malen, ſchreibt die „Zeidl. Corr.“, auf das eigenthümliche Schau- 


u diel bingewleſen, welches die etwa 80 Abgeordneten, die ſich um 


die Herren Löwe, Schultze, Virchow, Hoverbeck gruppirt haben, in 
u Übgeprhuctenbaufe aufführen. fie im Laufe des 


Are eee an aben 


lands zu ſtärken und zu ermuthigen, nachdem fie in jedem Sta- 
dium des Konflikts und der dem Kriege vorangebenden Verwicke— 
lungen der Regierung nicht allein die unentbehrlichen Mittel ver- 
weigert, ſondern ſich auch beharrlich in dicht auf der Grenze des 
Landesverrathes ſich bewegenden Anträgen und Refolutionen ergan- 
gen haben, ſo ſcheinen ſie nunmehr jedem, auch dem leiſeſten 
Schamgefühl den Kopf abgebiſſen zu haben. Anſtatt in dem Ge— 
füble gerechter Demütbigung beſcheiden bei Seite zu treten und 
ihrem Vaterlande wenigſtens nicht die Früchte der Siege zu ver- 
kümmern, welche fie nicht zu hindern vermocht haben, ſcheinen fie 
die klägliche Rolle, die fie geſpielt haben, dadurch vergeſſen machen 
zu wollen, daß fie ſich wiederum mit kecker Miene als die eigent- 
lichen Falſeurs der Gegenwart geberden. Ein ſolches Gebabren 
würde ganz unverſtändlich ſein, wenn man es nicht einigermaßen 
dadurch zu erklären vermöchte, daß die Herren ſich allmälig in die 
Rolle der fechtenden Sprech-Virtuoſen hineingelebt haben und daß 
te ibnen in der Hauptſache nur noch darauf ankommt, ihr Organ 
und ihre rbetoriſchen Künſte zu einem angemeſſenen Preiſe zu ver⸗ 
wertben. Wir zweifeln nicht, daß die Regierung mit der weiteren 
Behandlung diefer Herren vollkommen im Klaren iſt. 

— Von Seiten der Regierung iſt geſtern eine Beſichtigung 
der Räumlichkeiten des Herrenhauſes veranſtaltet worden, um die- 
jenigen Arrangements anzuordnen, welche für die dort abzuhalten 
den Sitzungen des norddeutſchen Reichstags erforderlich find. 

— (3. C.) Gegenüber der Haltung unſerer ſog. katholiſchen 
Fraktion macht es einen ſehr wohlthuenden Eindruck, aus Rom zu 
vernehmen, daß der römiſche Stuhl die Bedeutung und Haltung 
Preußens und jeiner Regierung beſſer zu würdigen weiß, als die 
kleine Auswabl ſeltener Exemplare, welche zur Zeit in unſerem 
Abgeordnctenhauſe zur allgemeinen Erbeiterung ausgeſtellt iſt. Wie 
tief muß die Finſterniß in gewiſſen Kreifen ſein, wenn dies die 
Lichter find, und wie wenig Veranlaſſung hat die preußiſche Re- 
gierung, auf die Meinung dieſer Leute auch nur den geringſten 
Werth zu legen. 

(3. C.) Heute Nachmittag hat nach einer Unterbrechung von 
mebreren Tagen aufs Neue eine Konferenz-Sitzung der Bevoll⸗ 
mächtigten des norddeutſchen Bundes ſtattgefunden. Es hat ſich 
während der Pauſe darum gehandelt, gewiſſe Vorſchläge, welche von 
einzelnen Bevollmächtigten ausgegangen, für dle Schluß⸗Redaltion 
des Bundes-Verfaſſungs-Entwurfes vorzubereiten. Wir können nur 
wiederholen, daß das Beſtreben, die Bafls des norddeutſchen Bun⸗ 
dis zu befeſtigen, ein allgemeints iſt, und als ein erffeullches Zel⸗ 
chen ditſes Veſtrebens muß es betrachtet werden, wenn aus dem 
Schooße der Verbündeten ſelber Propoſitionen, die auf die Kräfti- 
gung jener Grundlage binzielen, hervorgegangen find, Eine be- 
ſondere Berückſichtigung dürfte der Idee gebühren, für das defini- 
tive Bundesparlament ein Oberhaus zu Fonftituiren, welches, abge⸗ 
ſehen von den dort zu vertretenden Körperſchaften und Verbänden, 
den regierenden Dynaftien Gelegenheit bieten würde, durch Dele- 
Birte oder durch perſönliche Theilnahme ihrer Mitglieder bei der 


Stettiner 
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der Praſident im Begriff ſteht, ihm 


E 5 u betreen, 3 an. 5 ag Re 
chen und die Gegner Preußens innerhalb und außerbalb Deutſch-⸗G 
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Geſetzgebung mitzuwirken. Bei Erörterung dieſer Frage wird der 
Reichstag ſeine ſtaatsmänniſche Qualifikation zu bethätigen haben. 
Die vielfach gewandelten Verhältniſſe unſeeer Zeit machen nicht 
blos eine Kräftigung aller konſervat ven Elemente, ſondern auch 
ein perſönliches Heraustreten der Fürſten erforderlich. 

— Der Umfang der in Folge des Krieges nothwendigen 
Retabliſſements - Arbeiten bei den Truppen iſt ein jo bedeutender, 
daß die Handwerker-Abthellungen, einſchließlich des dazu nöthigen 
Aufſichtsperſonals, über den Friedensetat hinaus bis zum 1. April 
formirt bleiben. — Auch die neu errichteten Truppentheile ſind mit 
der Anfertigung der Bekleidungs- und Ausrüftungsiiüde für dle 
Kriegeſtärke jo beſchäftigt, daß fie mit den etatsmäßigen Handwerks 
ſtuben nicht ausreichen und den erforderlichen Mehrbedarf ange- 
wieſen erhalten haben. 

Berlin, 19. Januar. (Abgeordnetenhaus) 55. Sitzung. 
(Schluß.) Der nächſte Gegenftand der Tagesordnung find Wahlprüfungen. 
Zrvor erbittet ſich der Abg. Graf zu Eulenburg als Regierungs Kom⸗ 
miſſarius das Wort: Ich habe nicht den Auftrag, mich bei der bevorſtehen 
den Wahlprüfung zu betheiligen, ſondern einen Gezenſtand zu erledigen, 
der mit der Wablprüfung nur in einem entfernten Zuſammenhange ſteht. 
Als es ſich um die Prüfung der Wahlen in den Kreiſen Oletzko, Lyk und 
Jobannisburg im vorigen Jahre handelte, erklärte der Abg. ds (Gol⸗ 
dap) u. A., daß die dortigen Polizeiverwalter vor der Wahl im Kıeife um⸗ 
hergefahren ſeien und denjenigen Wahlmännern, welche Wehrmänner ſind, 
gedroht hätten, daß ſie im Selle einer regierungsfeindlichen Wahl die Ordre 
zu ihrer Einziehung in der Taſche hätten. In Folge dieſer Bemerkung find 
ſämmtliche Polizei⸗Verwalter in Goldap, Lyk und Stallupönen vernommen 
worden, und man hat ſich bemüht, zu ermitteln, ob die Behauptungen des 
Herrn Abgeordneten richtig waren. Nichts von alledem hat ſich ergeben 
(hört, hört!); es war nicht einmal möglich, eine Thatſache zu ermitteln, 
deren wee auch nue zu einer ſolchen Behauptung führen konnte. Es 
bleibt deshalb nichts weiter übrig, als eine Anfrage an den Herrn Abgeord⸗ 
neten, ob er geneigt oder im Stande wäre, der Regierung die Mittel an 
die Hand zu geben, gegen die betreffenden Beamten nach der Strenge des 
Geſetzes einzuſchreiten. (Bravo rechts.) — Abg. Krieger (Goldapſ: Es 
hatte nicht Liefer feierlichen Form bedürſt, (oh!) die Staatsregierung hätte 
es ſich viel leichter machen können, wenn ſie ihre Aufrage ſofort an mich 
gerichtet hätte. Die Mittheilung iſt mir von durchaus glaubwürdiger Seite 
zugegangen; ich halte meine Angaben vollkommen aufrecht und werde außer⸗ 
halb des Hauſes bei einer zu veranlaſſenden gerichtlichen Unterſuchung den 
Beweis der Wahrheit führen. — Regierungs-Kommiſſarius Graf zu Eulen- 
burg: Wenn der Abgeordnete meint, daß die Regierung nicht den richtigen 
Weg, die Wahrheit zu ermitteln, eingeſchlagen habe, 5 muß ich dies zu⸗ 
rückweiſen. Wenn der Abgeordnete nicht die Güte haben will, der Megie⸗ 
rung die Namen zu nennen, fo wird fie ſehr dankbar ſein, weun er auf dem 
von ihm angedeuteten Wege, den ich noch nicht recht verſtehe, dazu beitragen 
will, die Wahrheit zu erhärten. 

Abg. Frhr. v. Hoverbeck hat inzwiſchen um das Wort gebeten; als 
elbe zu ertheilen, meldet ſich der 
g zum Wort. Der Präſident er⸗ 


art 


Regierungs-Kommiſſar Graf Eul 
3 Wort, 


Abg. Graf Weſtarp ſtellt den Antrag, die Wahlen zu beanſtanden 
und eine Unterſuchung darüber einzuleiten. — Abg. Jung beantragt, alle 
dortigen Wablen zu kaſſiren. — Abg. v. Kardorff erläutert das Sach- 
verhältwiß von feinem Standpunkt aus, ohne die akienmaßige Darſtellung 
des Referenten anzuzweifeln. Redner ſucht die Bedeutung der eingegange⸗ 
nen Proteſte zu ſchwächen und bittet, die Parteileidenſchaft nicht über die 
Gerechtigkeit zu ſtellen. — Abg. v. Saucken (Tarputſchen) empfiehlt den 
Antrag der Abtheilung auf Ungültigkeits⸗Erklärung beider Wahlen, da die 
Beeinkuffung der Lehrer durch den Schulraty Sſehr eine außerordentlich 
große geweſen ſei. Gerade in dieſen Kreiſen habe es ſich gezeigt, wie nach⸗ 
theilig es ſei, wenn die Staatsregierung die Lehrer in die pelitiſche Agita⸗ 
tion hineinziehe. Die Beeinfluſſuͤng habe ſich aber nicht mehr auf die Lehr 
rer allein beſchränkt, ſondern dieſe hätten ihren Einfluß auf die übrigen 
Wähler geltend gemacht und dieſen die wunderlichſten Dinge vorgeredet, 
als da find: „die Fortſchrittspartei wolle die Leibeigenſchaft wieder einfüh⸗ 
ren (Heiterkeit) und der König wolle alle Demokraten aufhängen laſſen“. 
— Abg. Jung: Die zwei Punkte, welche die Kammer aufgeklärt ſehen 
wollte, ſind im Sinne der Frageſtellung nun authentiſch bejaht, das genügt, 
die Wahl nunmehr zu kaſſiren. — Das Reſkeipt des Ober-Regierungsraths 
Siehr wird ſelbſt von der Gegenfeite nicht vertheidigt, ſondern nur ent⸗ 
ſchuldigt. Geſetzloſigkeiten und Bedrohungen bei Wahlen ſind aber nie zu 
entſchuldigen. Die Anrede des Landraths Frenzel vor der Wahl ſtehe feſt 
durch das Zeugniß des Alexander. Nun miſche man da einen andern 
Alexander ein, deſſen Glaubwürdigkeit 
wohnt aber in Bialla, der andere bei Lyck, unſrer 1 sbeſitzer, der an ⸗ 
dere iſt Krämer, der erſtere Proteſtant, der letztere Jude. Ich weiß nicht, 
ob es landräthliche Praxis dort iſt, wenn Alexander mit einem Verleum⸗ 
dungsprozeß behaftet iſt, deshalb alle Alexander für verdächtig zu erklären. 
(Heiterkeit.) Uebrigens wird ſein Zeugniß durch das Geſtändniß des Land⸗ 
raths unterſtützt. Zufällig tritt er ver der Wahl auf die Freitreppe, zu⸗ 
10 9 fragen ihn Wahlmänner, wen ſie wählen ſollen. Natürlich nennt er 
die beiden Regierungs⸗Kandidaten. Zufällig fragt ein Wahlmann, wie es 
mit der Einberufung ſtehe, er ſagte, er habe 80 Geſtellungsordres. Zu⸗ 
fällig fragt man, ob er Reklamationen annehme, er beſtellt die Leute auf 


eitung. 


Sonnabend, den 19. Januar. 


man N Unſer Alexander, 
ut 


Preis in Stettin vierteljährlich 1 Thlr., 
monatlich 10 Sgr., 
mit Botenlohn viertel. 1 Thlr. 7½ Spt 
monatlich 12 ½ Sgr.; 
für Preußen viertell. 1 Thlr. 5 Sgr. 
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den andern Tag, d. h. nach der Wahl, auf ſein Büreau. Dieſe Art von 
Ausſagen kann man jeden Tag in den Gerichtszeitungen leſen: „ufällig“ 
iſt Angeklagter an einſamer Stelle einem Manne begegnet, hat ihn freund⸗ 
lich um 2 Thlr. gebeten und dabei „zufällig“ mit einem großen Meſſer ger 
ſpielt. (Heiterkeit und Bewegung.) Die Ve muß bei der offenbaren 
Konntwenz der Regierung ſehr ſtreng fein. Das Wenigſte erfährt ſie. Hat 
fie den authentiſchen Beweis für Wahlbeeinfluſſung in Händen, fo darf fte 
nicht ängſtlich rechnen, ſondern muß den ganzen Wahlkoörper als iuſtzirt 
annehmen. Der Landrath habe als Wahl⸗Kommiſſar ein Vertrauensamt, 
müſſe es den Parteien gegenüber grade ſo verwalten, wie ein Richter — 
Redner führt die geſetzlichen Beſtimmungen über die Unparteilichkeit der 
Richter an. — Wie weit davon entfernt iſt der Landrath! Welche Exzeſſe 
bekommen wir da zu hören, beſonders in dem nordöſtlichen Theile der 
Monarchie. Im Weſten hat man oft nebelhafte Begriffe über dieſe Gegen ⸗ 
den. Die Wölfe heulten dort, meinte man bei der Verſetzung v. Bockum⸗ 
Dolffs nach Gumbinnen. Die Bewohner dieſer Stadt verwahrten ſich da⸗ 
mals beim feſtlichen Empfang unſeres Kollegen gegen dieſe Imputation. 
Nun, wenn man alſo auch bei uns nicht mehr glaubt, daß der Wolf dort 


noch hauſe, jo kann doch nach ſolchen, ſich immer wiederholenden Vorgän- 


gen 25 Landen 11 EA werden, daß der Ober dechienih en 0 

ath dort noch in wildem U ien. (Aue 

haltende Heiterkeit.) r e a feen £ 
Abg. Harkort für den Antrag der Abtheilung, Graf Weſtarp für 
ſein Amendement: Jede Regierung müſſe die Wahlen einigermaßen beein⸗ 
fluſſen, damit die Begriffe des Volkes nicht verwirrt und die Gemüther 


nicht irre geführt werden durch die Ausſchreitungen unſerer überaus freien 


Preſſe. Die Frage iſt nur, ob dies in erlaubtem oder unerlaubtem Maße 
geſchiebt. Das Reſkript des Schulraths Siehr überſchreitet das erlaubte 
Maß nicht, denn es iſt nur in einem ermahnenden und belehrenden Tone 
abgefaßt. — Der Berichterſtatter v. Waligorski beſtätigt, daß zwei 
Alexander als Zeugen vernommen und der Hauptbelaſtungszeuge ein durch- 
aus unbeſcholtener Mann ſei. Er hebt hervor, daß v. Brand mit 10 und 
v. Hippel mit 21 Stimmen Majorität gewählt ſei; wenn man alſo die 
Stimmen der Lehrer abzieht, keiner der Kandidaten die abſolute Majorit 
habe. — Nach einer perſönlichen Bemerkung des Abg. Jung folgt die mar 
mentliche Abſtimmung über den Antrag des Grafen Weſtarp. Derſelde 
wird mit 142 gegen 138 Stimmen angenommen. Für denſelben ſtimmten 
die Konſervativen und Altliberalen, ſowie die Abgg. Stavenhagen, Rohden, 
Weber. Die Wahlen der Herren v. Brandt und v. Hippel ſind alſo bean, 
ſtandet. — Die Wahl des Abg. v. Böttcher wird darauf ohne Wieerſoruch 
für gültig ertlärt. — Es folgt der erfte Bericht der Juſtiz⸗Kommiſſion über 
Petitionen, betreffend die Aufbebung, reſp. Modifizirung der Perſonal⸗ 
Schuldhaſt. Sie beantragt Uebergang zur Tagesordnung; dagegen Ab 
Graf zu Eulenburg: Ueberweiſung der Petitionen an die Re 2 5 mit 
der Aufforderung, die vollſtändige Aufhebung der Schuldheft baldmöglichſt 
herbeizuführen. Ferner Abg Lasker ebenfalls für Ueberweiſung an die 
Regierung, mit der Aufforderung, in der nächſten Seſſion dem Landtage 
den Entwurf eines Geſetzes vorzulegen, durch welches in den Fä len der 
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redlichen Klarlegung des Vermögens durch den Schuldner die Schuldhaft Br 


als gewöhnliches Exekutionsmittel aufgehoben wird. — Abg. Tweſ 
Es iſt au der Zeit, daß das Haus endlich einen Ausſpruch über die E 
haft thut und es freut mich aus dieſem Grunde, daß von beiden 
des Hauſes Amendements gegen den Antrag der Kommiſſion geſtellt 


Wie Sie aus dem Berichte erſehen, beſchäftigt ſich die Regierung je 
5 und hat 


eſelbe namentlich den A laute 
3 5 munich en en gegei 
der Schuloh brochen. Das Greifowalber fügt die 
zu, die Sache ſei in der 

iniſſtousbvericht erwähnt, daß die Wiſſenſchaft mit großer Mujorträt ſich für 
die Aufhebung ausgesprochen hat. Ih glaube in der That, die Wiſſenſchaft 
iſt jo ziemlich einig darüber, daß die Schuldhaft ein nicht mebr gerechtfer⸗ 
tigtes Mittel iſt. Ein Argument, welches von den Gerichten angefübrt iſt, 
lautet, daß dieſelbe höchſtens gleichzeitig mit einer Reviſton des Konkurs⸗ 
Verfahrens auf ehoben werden konne. Die Sch ldhaft in nicht blos 


tyeoretifch, ſondern auch prattiſch unbaltbar. Bei dem Be liner Stadtgericht 


wird das Konkurs-Verfahren nur eingeleitet, wenn weniftens ein Vermögen: 
von 300 bis 00 Thalern da iſt. Das involvirt eine faktiſche Ungleichheit; 
die höheren Klaſſen können ſich durch das Konkurs Verfahren vor der 
Schuldhaft retten, die niederen nicht, da fie kein Vermögen nachweiſen 
konnen. Ein anderer Grund zur Aufhebung der Schuldhaft kommt hinzu 
mit der Aufhebung der Wuchelgeſetze. Sowehl im großen, wie im Heinen 
reellen Geloverkeyr wird die Rückſicht, daß man feinen. Schuldner etwaigen, 
Falles einſperren laſſen kann, faſt nie obwalten. Dieſe Rückſicht tritt nur 
ein, wenn es ſich um Kreditgeſchäfte handelt mit Leuten, die nicht keedit⸗ 
fäbig ſind. Man benutzt die Noth und den Leichtſiun und glaubt jpäter 
vermöge der Schuldpaft wieder zu feinem Gelde zu kemmen. — Redner 
empfichlt ſchließlich die Annahme des Lasker 'ſchen Antrages wegen des Vor⸗ 
behalts, den dieſer mache. / 
Regierungs-Kommiſſar Pape: Die Regierung ift nach ſorgfältigſter 
Prüfung zu der Ueberzeugung gelangt, daß zur Zeit von der Auf evung 
der Schuldhaft abzuſtehen ſei. Dieſe Aufhevung würde mit weſentlichen 
Beſtimmungen des deutſchen Wechſelrechtes kollidiren. Artikel 2 deſſelben 
laßt gegen den Wechſelſchuldner die Schuldhaft zu und beſtanmt zugleich 
die Fälle, in welcher die Regel eine Ausnahme erleidet. In wie welt ſie 
aus Gründen des öffentlichen Rechtes eine Beſchränkung erleidet, unterliegt 
der Landesgeſetzgebung. Als Ausgangs der 50er Jahre von Kommiſſarien 
deutſcher Regierungen über die Ergänzung der deutſchen Wechſelordnung 


berathen wurde, zeigte ſich evident die Nothwendigkeit, ein einheitliches Ver⸗ 


5 


fahren auch in Bezug auf die Fälle zu erlangen, wo der Wechſel-Arreſt 
nothwendig ſei. Dieſe Einigung iſt erreicht durch die ſogenannte Novelle 
zum Wechſelrecht, welche alle Fälle genau ſpezialiſirt. Die Wechſelnovelle 
iſt überall eingeführt, in Preußen am 27. Mai 1859. Das Geſetz ergiebt 
aber, daß in Preußen alle Beſchränkungen bereits tefteben, welche die No⸗ 
velle zuläßt, und es können deren keine neue eingeführt werden, ohne einen 
Konflikt mit der Wechſel⸗Ordnung herbeizuführen. Die Regierung wird da» 
her Bedenken zu tragen haben, den erſten Schritt zur Untergrabung der 
deutſchen Wechſeleinhelt zu unternehmen, weil er zu Nachahmungen auch 


nach anderen Richtungen anzureizen droht. Die Einſchränkung kann nur im 


Einvernehmen mit den übrigen deutſchen Regierungen geſchehen, und dazu muß 
die geeignete Zeit abgewartet werden. Der Einwurf liegt ſehr nahe, warum 
man nicht für andere Schulden die Haft aufhebe. Aber die meiſten bis⸗ 
herigen Fälle find Fälle des Wechſelarreſtes. Die verderbliche Herrſchaſt 
des Wechſels, die jetzt ſchon ſo groß iſt, würde nur noch großer werden. 
Alle dieſe Fälle gehören aber auch in den Bereich des Prozeß rechtes. Die 
Reform deſſelben ift eingeleitet, eben fo eine einheitliche Civilßrozeßordnung 
für die geſammte Monarchie und vielleicht für die geſammten Staaten des 
norddeutſchen Bundes. Vorher aber ein neues Geſeß über die Perſongehaft 
zu erlaſſen, dürfte bedenklich fein, weil man dadurch der neuen Ordnung 
vor reift. Die Regierung iſt der Anſicht, allein die neue Civilprozeßord⸗ 
nung habe zu beſtimmen, unter welchen Beſchränkungen der Perſonalarreſt 
als Mittel der Zwangsvollſtreckung beizubehalten ſei. In der That enthält 
der neue Entwurf derſelben ausführliche Beſtimmungen darüber und erheb⸗ 
liche Beſchränkungen. Ob es dabei verbleiben wird, ſteht dahin. a 
Abg. Graf zu Eulenburg (gegen den Kommifftonsantrag): Aller ⸗ 
dings wird die Beh 
des vorzubehalten fein; aber es wird gut fein, wenn wir noch einen guten 
Rath mit auf den Weg geben, den fie zu durchlaufen hat. Allerdings it 
die Regullrung der Frage Sache der gemeinfamen Geſetzgebung; aber auch 
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zu dleſem Schritte zu rechtfertigen. 


eine gemeinſame Geſetzgebung iſt ebenſo der Nothwendigkeit einer Verände⸗ 
rung unterworfen, und mein Antrag bezweckt eben, die Staatsregierung auf⸗ 
zufordern, auf dieſem Wege vorzugehen. Das Hauptmotiv, welches die Kom⸗ 
miſſion vorbringt, iſt das, daß die Sache noch nicht ſpruchreif ſel. Das 
beſtreite ich. Allerdings hört man noch vereinzelte und gewichtige Stimmen 

egen die Aufhebung der Schuldhaft und hauptſächlich find unſere Gerichts⸗ 
debe dagegen. Aber die Gründe für die Aufhebung ſind ſo bedeutend und 
überzeugend, daß ich mich ihnen nicht verſchließen kann. Redner gab dar⸗ 
auf eine ausführliche geſchichtliche Einwirkung der Schuldknechtſchaft, reſp. 

Schuldhaft in Griechenland, in Rom und in den germaniſchen Ländern und 
zog den Schluß, daß die Schuldhaft, wie fie bei uns beſteht, ein Ueberreſt 
e Schuldknechtſchaft, alſo ein Ueberreſt der Sklaverei if. Art. 5 der preu⸗ 
ßiſchen Verfaſſung lautet: „die perſönliche Freiheit iſt gewährleiſtet,“ und 
auf der anderen Seite iſt es der Willkür eines Gläubigers überlaſſen, die 
Perſon des Schuldners inhaftiren zu laſſen. — Die Schuldhaft wird nun 
alſo als „Zwangs⸗Mittel“ zur Zahlung betrachtet. Mit demſelben Rechte 
könnte man ja aber auch körperliche Züchtigung oder Folter anwenden. Ein 
Zwangsmittel muß aber auch in gewiſſem Verhältniß zu dem ſtehen, was 
erreicht werden ſoll. Das iſt aber bei der Schuldhaft nicht der Fall, da 
wegen noch fo kleiner Summen die Haft auf gleich lange Zeit vollſtreckt 
werden kann. Daß die Wixkſamkeit des Zwangsmittels übrigens bedeutend 
ſel, beſtreite ich. Ich halte die Schuldhaft übrigens mehr für eine Strafe, 
als für ein Zwangsmittel. Iſt es denn aber etwa ein Vergehen, nicht zah⸗ 
len zu koͤnnen? Im Kriminalprozeß richtet ſich ferner die Strafe nach der 
Größe des Vergehens, das iſt aber hier nicht der Fall. Dort entſcheidet der 
Richter über die Strafe, hier aber dekretirt der Gläubiger die Strafe; damit 
wird aber die Strafe zur Rache. Dies läßt ſich jedoch mit dem Begriff 
der Rechtlichkeit und Sittlichkeit nicht vereinbaren. Ich fürchte auch nicht, 
daß der Geſchäftsverkehr durch die Aufhebung der Schuldhaft beeinträchtigt 
wird; er wird ſich nur anders veguliven. Die Folge wird fein, daß man 
1) genau prüfen wird, wem man Kredit geben kann, und daß 2) der Kre⸗ 
ditſuchende ſich bemühen wird, pünktlich zurückzuzahlen, um kreditwürdig zu 
erſcheinen. 

“ Ein Antrag auf Vertagung wird angenommen und die Sitzung um 
3½ Uhr geſchloſſen. Die nächſte ng 3 findet Dlenſtag den 22. ſtatt. 
Tages⸗Ordnung: Der Reſt der heutigen Tages⸗ Ordnung und der Antrag 
des Abg. Michaelis, betr. die Veränderung des Etats⸗Jahres. 

Flensburg, 17. Januar. Der Herzog Chriſtian von Au- 
guſtenburg (Vater) hat feinen 40 Tonnen Landes großen Befig in 
Nienftedten, 1½ Stunde von hier, den er im Jahre 1864 ange- 
kauft und im Jahre darauf wieder verlaſſen hatte, für 32,000 
Thaler an den Kaufmann Edgar Roß in Hamburg verkauft. 

Kaſſel, 17. Januar. Herr v. Carlshauſen it nunmehr zum 
kommiſſarſſchen Intendanten des Hoftheaters ernannt. — Die Kur- 
fürſtliche Kriegskaſſe wird am 1. Februar d. J. aufgelöſt und ihre 
Geſchäfte gehen auf die Hauptſtaatskaſſe über. — Die Geiſtlichen, 
welche in der Vllmar'ſchen Verſetzungs⸗Angelegenhelt die Eingabe 
wegen Wahrung der Rechte der Kirche an den General- Super⸗ 
intendenten gerichtet batten, find (wie die „Hei. M. -Z.“ berichtet) 
von der Regierung aufgefordert worden, fi über die Veranlaſſung 


Hanau, 15. Januar. Heute ift die Ueberſtiedelung Sr. K. 
H. des Kurfürſten aus dem Schloſſe der hieſigen Altſtadt in das 
von Hrn. v. Rothſchild gemlethete Haus in der neuen Mainzer- 
gaſſe zu Frankfurt erfolgt. 

Lubeck, 17. Januar. Nach dem Vorgange Preußens it 
auch hier die Parlamentswabl auf den 12. Februar feftgefegt. In 
der geſtrigen Sitzung des Bürgerausſchuſſes kam auch der vom Se⸗ 


nat an die Bürgerſchaft zu richtende Antrag wegen Taggelder der 


Abgeordneten zur gutachtlichen Berathung. Der Senat wollte 4 
Tblr. tägliche Diäten und 1 Mark Court. Reiſekoſten für die Melle 


der Hin- und Herreiſe bei der Bürgerſchaft beantragen. Der Bür⸗ 


gerausſchuß beſchloß auf Antrag von Dr. Brehmer die Erhöhung 
a gr auf 5 Thlr. zu empfehlen und zwar ward dieſer Be⸗ 
ſchluß mit 19 Stimmen gegen 5 gefaßt. 

Darmſtadt, 16. Januar. Nachdem bereits durch Ver⸗ 
ordnung vom 3. d. die Wahlen zum Reichstag des norddeutſchen 
Bundes auch auf die Orte Caſtel und Koſtheim angeordnet, erfolgte 
letzt eine Vorlage an die zweite Kammer der Stände zur Einho- 
lung deren verfaſſungsmäßiger Zuſtimmung. Darin iſt geſagt, daß 
die preußiſche Regierung den Art. 14 des Friedensvertrages dahin 
aus legt, daß nicht blos die Provinz Oberheſſen, ſondern auch die 
nördlich des Mains gelegenen Gemeinden Caſtel und Koſtheim dem 


norddeutſchen Bunde beizutreten hätten, wofür allerdings der Wort- 


laut ſpreche. Obgleich auch eine andere Auslegung möglich ſei 
und große Schwierigkeiten für Gejepgebung und Verwaltung hier- 
durch enifteben, jo habe das Minifterium dennoch beantragt, einft- 
wellen die Verordnung vom 18. Dezember v. J. auch auf Caſtel 
und Koſtheim auszudehnen und die Löſung der Frage beſondern 
Verhandlungen vorzubehalten. — Der Bericht des Ausſchuſſes über 
den Friedensvertrag mit Preußen beantragt, demſelben die ſtändiſche 
Zuſtimmung zu ertheilen. 

München, 14. Januar. Durch den Krieg des vorigen 
Jahres wurde die baleriſche Staatsſchuld um ca. 68 Millionen ver- 
mehrt, wozu noch weitere 4 Millionen durch das bei Aufnahme der 
Anlehen unvermeidliche Disaglo kommen werden. Die Verzinſung 
der Geſammtſchuld erfordert die Summe von 13,556,376 Gulden. 
Bekanntlich wurde vor Ausbruch des Krieges der Regierung ein 
großer Kredit in der Weiſe eröffnet, daß ihr faſt völlig freigeſtellt 


wurde, auf welche Weiſe ſie die Mittel beſchaffen wolle; troßdem 


zeigten ſich die Geldquellen fo ſehr verſiegt, daß nach dem Aus⸗ 
ſpruche des ſtändiſchen Staatsſchuldentilgungskommiſſars es ſehr 
zu bezweifeln iſt, ob die Staatsregierung, krotz aller gewährten 
Kredite, ernſten Verwickelungen entgangen wäre, baten die Siege 
der preußſſchen Waffen den unſellgen Krieg nicht zu unerwartet 
raſchem Abſchluſſe gebracht. 

Ausland. 

Bern, 14. Januar. Der preußiſche Geſandte hatte kürz⸗ 
lich Gelegenheit, dem Bundesrath die Beſchwerde eines preußiſchen 
Unterthanen zu übermitteln bezüglich einer ihm Behufs ſtiner Nie- 
derlaſſung im Kanton Freiburg auferlegten Kautton von 3000 Fr. 
und einer weiteren Gebühr von 27 Fr. Der Reklamant iſt Me- 
chaniker, verheiralhet und in einer Freiburger Buchdruckerei ange⸗ 
ſtelt, wo er ſein gutes Auskommen findet. Die Freiburger Be⸗ 
Hörde drohte im Fall der Nichterlegung obiger Summe mit Aus- 
weijung. Der Bundesrath antwortete nach in Freiburg eingezoge⸗ 
ner Erkundigung dem Herrn Geſandten, daß die dortige Regierung 
nach einem noch aus dem Jahre 1804 herrührenden Gejep ſich 
zur Forderung der Kaution für berechtigt halte, da kein gegenthei⸗ 
liger Staatsvertrag mit Preußen beſtehe; es könne alſo dem Manne 
nicht geholfen werden. Mehrere ſchweizeriſche Blätter haben nun 
anläßlich dieſes Falles ihre Stimme gegen jenes Geſetz erhoben, 
welches jo wenig mit dem Geiſte unſerer Zeit in Einklang ſteht. 
Wir kennen den welteren Verlauf der Sache noch nicht. Es käme 
dem Frelburger Großen Rathe zunächſt zu, hier Abhülfe zu ſchaffen, 


wetter genießt, haben ihr furchtbares Opfer gefordert. 


da die Bundesverſammlung in ſolchen Fällen gewöhnlich einen zu 
beiligen Reſpekt vor der Kantonal-Souveränetät an den Tag legt, 
um energiſch einzugreifen, wie noch neuertings der Rynikerſche Fall 
bewies. Dieſer Schriftſetzer Ryniker läßt ſich übrigens nicht da- 
durch abſchrecken, daß die Bundteverſammlung über ſeine Beſchwerde 
zur Tagesordnung überging, er will ſich eben nicht todtſchweigen 
laſſen, ſondern ſeine Sache vor das Bundesgericht bringen. Ob 
er do t mehr Glück haben wird, iſt freilich ſehr zweifelhaft. 

Paris, 16. Januar. Mit der Florida, die Vera-Cruz am 
18. Dezember verließ, find in St. Nazalre bereits 936 franzöſiſche 
Militärs von Mexiko eingetroffen. Die nächſten Padetboote 
werden gleichfalls Truppen laden, um die Heimkehr uöglichſt zu 
beſchleunigen. 

— Das ſpurloſe Verſchwinden von bekannten Perſönlichkeiten 
(Männer und Frauen) kommt in Paris in der letzten Zeit ſo 
häufig vor, daß die „Preſſe“ ſich heute veranlaßt ſiebt, einen län- 
geren Artikel über dieſen Gegenſtand zu veröffentlichen, worin ſie 
der Polizei, die bis jetzt nichts herausbringen konnte, zu Leibe 
rückt, und zugleich dem Publikum den Rath giebt, ſich des Nachts 
nicht zu leichtſinnig auf die Straßen zu wagen, und beſonders 
nicht ohne gewiſſe Vorſichtsmaßregeln Rendezvous anzunehmen, da 
ein Theil der Perſonen, die verſchwunden ſind (darunter auch eine 
junge, reiche Amerikanerin, die in den Champs Elyſés mit ihren 
Kindern lebte, während ihr Mann in Newyork wohnte, und welche 
eines Morgens unter dem Vorwande ausging, daß ſie ein drin- 
gendes Geſchäft zu beſocgen habe, ohne jedoch zurückzukehren), 
ſich unter dem Vorwande entfernten, daß ſie wichtige Sachen zu 
beſorgen hätten. Man ſchließt hieraus, daß die Leute, die ſich 
mit dieſem neuen Handwerk befaſſen, ihre Opfer durch irgend 
welche Vorſpiegelungen an einen einſamen Ort locken, um ſie dann 
zu berauben und umzubringen. Die Zahl der ſpurlos verſchwun⸗ 
denen Perſonen beträgt ſchon acht. Nächtliche Raubanfälle finden 
faſt jede Woche mehrere ſtatt. 

London, 15. Januar, Abends. Die ungewohnten Win- 
terfreuden, deren England bei dieſem ausnahmsweise ſtrengen Froſt⸗ 
Auf den 
prachtvollen Eisſpiegel, welcher ſeit mehreren Tagen das Gewäſſer 
in Regents-Park überzieht, hatten ſich heute Nachmittag Tauſende 
von Menſchen, jung und alt, hinlocken laſſen und gaben ſich dem 
Vergnügen des Eislaufens hin. Plötzlich brach (wie bereits tele- 
graphiſch am Donnerſtag gemeldet) in der Nähe der ſüdlichen In⸗ 
ſel die kryſtallene Decke und etwa 200 der Schlittſchuh-Läufer 
ſtürzten ins Waſſer. Nach Kräften ſuchten die Verunglückten ſich 
ans Ufer zu retten; das kleine Elland war in wenigen Minuten 
mit durchnäßten, vor Kälte zitternden Geſtalten bedeckt. Augen- 
ſcheinlich aber waren nicht alle, die ſich auf der gefährlichen Stelle 
befunden hatten, in Sicherheit; auf 20 bis 50 wurde die Zahl 
der Fehlenden angeſchlagen. In den wenigen Kähnen, die eben zu 
Gebote ſtanden, fuhren Angeſtellte der Rettungs-Geſellſchaft hin 
und her zwiſchen den Schollen, um mit ihren Haken den Grund des 


Waſſers zu überſuchen. Einzelne der Vermißten wurden noch zeitig 


ans Land gebracht, um erfolgreiche Belebungsverſuche anzuſtellen. Vor 
Einbruch der Dunkelheit waren kaum mehr als ſechs Leichen auf 
gefunden worden; bei Fackellicht ſetzt man die Nachforſchungen fort. 


In eine Stätte der Trauer hat ſich der Schauplatz der Freude 


verwandelt. Männer und Frauen drängten ſich zahllos zu der 


Unglücksſtelle hin, in Angſt um die Ihrigen, und betrübende Scenen 
ereigneten ſich. Ein Herr war mit großer Mühe gerettet und ins 


Leben zurückgerufen worden; jein erſter Ausruf war: „Wo iſt mein 
Soon? meln einziger Sohn!“ Der Ruf galt einem Todten; der 
Sohn, welcher mit dem Vater auf dem Eiſe geweſen war, iſt unter 
den Ertrunkenen. 

Petersburg, 14. Januar. Der „Sp. Zig.“ ſchreibt 
man: Die ungemeine Mäßigung, mit welcher die „Ruſſiſche Kor- 
reſpondenz“ die Verhältniſſe mit dem päpſtlichen Stuhle beſpricht, 
wird hoffentlich den ebenſo unnützen wie ungerechten Eceiferungen 
der ultramontanen Preſſe ein Ziel ſetzen. Wollte doch die römiſche 
Kurie endlich erkennen, daß die ruſſiſche Regierung, der gewiß 
Niemand den Vorwurf irreligiöfer Intoleranz machen kann, ſich 
niemals der katholiſchen Koufeſſton feindlich gezeigt bat, jedoch 
auch dem irreligtös fanatiſchen Treiben polniſcher Prieſter mit 
Energie endlich ein Ende machen mußte. Will man in Rom die 
Verhältniſſe richtig würdigen, ‚jo kenn ein Verſtändniß nicht aus⸗ 
bleiben. 

Pommern. 

Stettin, 19. Januar. ente früh wurde auf der großen 
Laſtadie eine Frau von einem beladenen Frachtwagen über Rücken 
und Kopf gefahren und ſchien dleſelbe ſehr erhebliche Verletzungen 
erlitten zu haben. Die Verletzte iſt ſofort nach dem Kraulenhauſe 
geſchafft worden. 

— Das bekannte, zuletzt einem latitirenden Baron v. Lettow 
gehörig geweſene, baulich total verfallene Haus an der Ecke des 
Krautmarktes und der Fiſcherſtraße iſt im vorgeſtrigen Subhaſta⸗ 
tionstermine für den Preis von 3300 Thlr. von einem bieſigen 
Fräulein Antonie Malbrane angekauft. Auf dem Haufe hafteten 
circa 7000 Thlr. Hypetbekſchulden, der Auefall, den die Hypothek⸗ 
gläubiger erlitten, iſt alſo nicht unerheblich. 

— Von dem verſchloſſenen Hausboden Artillerieſtraße Nr. 2 
find mittelſt Herausziehens der in der Eingangsthüre befindlichen 
Krampe in der Zeit von vorgeſtern Abend bis geſtern früh ver⸗ 
ſchiedene Wäſchſtücke geſtohlen. Der Dieb iſt bisher nicht ermittelt. 

— In der Nacht vom 14. zum 15. d. M. wurde der auf 
der Laſtadte wohnhaſten Wittwe Kleiſt aus einer unverſchloſſenen 
Stube mehrere Bettſtücke entwendet. 

— In der heutigen Schwurgerichts Sitzung wurde der eng- 
liſche Matroſe John Duncan, welcher am 14. Oktober v. J. 
bier im Hafen, am Bord des Schraubendampfers „Chanticlcer“ 
ſeinen Steuermann, Henry Meper, durch einen Meſſerſtich in 
den Unterlelb törtete, wegen vorſüßzlicher Körperverletzung mit töͤdt 
lichem Ausgange, unter Annahme mildernder Umſtände zu 2 Jahren 
Gefangnißſtrafe verurtheilt. 

— Vor einigen Abenden wurden einem Knecht auf Neu- 
Torney von ſelnem Wagen mehrere Brode geſtohlen. Der Ver⸗ 
übung dieſes Diebſtahls iſt ein bereits beſtrafter Arbeiter H. ver⸗ 
dächtig. 
Dramburg, 17. Januar. Heute war eine Anzahl ad- 
liger und bürgerlicher Gutsbeſitzer und andere Konſervative von 


hier und Umgegend im Kraft'ſchen Lokal zuſammengekommen, um 
ſich über die Aufſtellung eines Kandidaten für den Dramburg- 
Belgard - Schivelbeiner Wahlkreis zum norddeutſchen Reichstag zu 
einigen. Nachdem die Herren v. Kleiſt-Retzow, von Arnim Hein 
richedorff, von Knebel⸗Döberitz-Friedrichsdorff, von Brodbaufen- 
Mittelfelde und der Landrath Graf von Weſtarp vorgeſchlagen 
worden, einigte man ſich dahin, an der Kandidatur des Zulept- 
genannten feſtzuhalten. 

Colberg, 17. Januar. Geſtern Abend if in der Nähe 
von Colberg, auf 6 Faden Waſſer, eine holländiſche Kuff, mit 
Gerſte beladen, geſunken. Die Maſten waren bereits gebrochen. 
Von der Beſatzung ſind zwei männliche und eine weibliche Leiche 
heute Morgen angetrieben. Der Trauring der Letzteren führt auf 
der inneren Seite den Namen „Andreas de Vries“ 1863, die gol- 
denen Dbrringe den Namen M. B., 1860. Auf dem Arme iſt 
eine männliche Leiche F. B., die weibliche M. B. gezeichnet. Von 
der Takelage iſt eine Kleinigkeit geborgen, dagegen wird von der 
Ladung nichts zu retten ſeln. 


Sermiichtes. 

— Von dem letzten Herzog von Anhalt-Bernburg erzählt die 
„Neue Fr. Preſſe“ folgende Anekdote: Im Hoftheater zu Ballen- 
ſtädt wurde eines Abends die Birch-Pfeifferſche Bearbeitung von 
Bulvers bekanntem Roman „Nacht und Morgen“ aufgeführt. Den 
Polizei-Agenten Favard ſpielte aus hülfsweiſe der Baſſiſt, welcher 
ſich nicht erſt umkleiden wollte, ſondern in einem eben erhaltenen 
neuen Anzuge die Bühne betrat. Der Herzog wohnte in ſeiner 
Loge dem Schauſpiel bei und verfolgte es mit geſpannter Auf- 
merlſamkeit. Im dritten Akte wird Favard ſchließlich von dem 
Gauner Gamtıy erſchoſſen. Der Darſteller des Agenten kam, wäh- 
rend er ſterbend zu Boden ſank, jo neben eine Couliſſe zu liegen, 
daß ſein neuer Anzug durch das herabtröpfelnde Oel der nächſten 
Lampe bedroht wurde. Der Vorhang fiel nicht gleich, und um 
ſeine Kleidung zu ſchonen, machte der Schauſpieler eine, wie er 
glaubte, ganz unmerkliche Seitenbewegung. Dennoch war dieſe 
dem ſcharfen Blick des Herzogs nicht entgangen. Se. Durchlaucht 
erhob ſich und rief, über die Logenbrüſtung gelehnt, zur Bühne 
hinab: „Derrr noch nicht todt iſt, nech einmal ſchleßen!“ Glück⸗ 
licherweiſe hatte Gawtip für den Fall, daß der erſte Schuß nicht 
losgehen ſollte, ein zweites geladenes Piſtol aus Vorſorge zu ſich 
geſteckt — und Favard wurde noch einmal erſchoſſen. 


Neueſte Nachrichten. 

Flensburg, 17. Januar. Nach Berichten der „Nordd. Z.“ 
aus Cappeln von geſtern Abend war die Sturmfluth noch in an- 
haltendem Steigen begriffen; der Damm ſtand unter Waſſer und 
war gefährdet; das Waſſer drang in die Häuſer ein. Sieben 
Maas bolmer Schiffe waren angetrieben. Flensburg hatte geſtern 
den böchſten Waſſerſtaud ſeit dem Jahre 1835. Die Schiffsbrücke 
und Hofenden find verwüſtet. Der Eiſenbahnverkehr ftodt gänzlich. 

Kopenhagen, 18. Januar. Die Hamburger und ſchwe⸗ 
diſchen Poſten vom 15., 16. und 17. ſind ausgeblieben. Der Al⸗ 
tonaer Eilzug wird Mittags wieder in Kolding eintreffen, von wo 
der Bahnverkehr nord- und ſüdwärts offen iſt. . 


Hjörring, 18. Januar. Die nach dem le ; 
bereits fahrbar gemachten Wege en b 
deckt, einzelne Häuſer find ganz unter dem Schnee begraben und 
die Kommunikation iſt wieder vollſtändig gehemmt. 


Telegr. Depeſche der Stettiner Zeitung. 

Wien, 19. Januar. Die „Preſſe“ meldet: Die Punk- 
tationen wegen des Traltateabſchluſſes mit Ungarn find pereinbart. 
Aeußeres, Heerweſen, Finanzen und Handeleverbältniſſe bleiben 
gemeinſam. Das Heeres-Ergänzungsgeſetz iſt zurückgezogen und 
bleibt der geſetzlichen Regelung des Landtags vorbebalten. Un⸗ 
garn partizipſrt an den Neihebudgeisiaflen im Verhältniſſe von 
60 zu 128. 

Athen, 12. Januar. Die Kammer votlrte die Koſten zu 
siner außerordentlichen Diplomatenmiſſion an die Höfe der Groß- 
mächte. Frankreich und England e:fuchten Griechenland um ſtrenge 


Neutralität. 
Börſen⸗Berichte. 

Stettin, 19 Januar. Witterung: trübe. Nachts 5 o Kälte. Tem! 
peratur — 1“ R. Wind: NO. 

Wei iebri eh tens 88 , fü 89 9% 

eizen niedriger, loco pr. Söpfd. gelb. 78— „feiner . 
bunt und weißbunt 1887 M bez., 83—8Söpfd. gelber Frübj. 88, 87%, 
7 bez. u. Br., Mai⸗Juni 873, . Br., Juni⸗Juli 883, % Br. 

Roggen niedriger, pr. 2000 bd. loco 55—56¼ e bez., Januar 
531, . Gd., , , Br., Brübiabr 54½, 54, 541, % bez., Br. und 
Gd., Mai⸗Juni 54% % bez. u. Br., Juni⸗Juli 55 ½ % Br. 

Gerſte loco pr. 70pfd. 48—51½ % bez. für pomm. u. märker, 
69—Topfd. Frühjahr ſchlef. 50% % Br. 

Hafer loco pr. 50pfd. 29—30½ bez., 47 50pfd. Frühjahr 
31½ . Br., 31 % Gd. - 

Erbſen Frühjahr Futter- 57 Br. 

RNabol ſtille, loco 12 . Br., Januar 113, 3 Br, April» Mai 
121, bez. u. Br. 

Spiritus matt und etwas niedriger, foco ohne Faß 16%, bez., 
Januar⸗Februar 16 ¼ , bez., Frübjabr 16%; . bez., 16%, % Gd. 
Mai Juni 17%, IE Br., 175 Big Gd. 

3 Landmarkt. 

Welten 84 — 90, Roogen 54—61 %, Gerſte 45-50 , Erbſen 
51 60 % per 25 Sol., Haſer 2730 A per U Schffl., Stroh pr. 
Schock 68 %, Heu pr. Ctr. 15 25 n 

Hamburg, 18. Januar. Getreidemarkt. Weizen loco ſehr ruhig, ab 
auswärts feſt, auf Termine feſt. Pr. Januar » Februar 5400 Pfd. netto 
154 Bankothaler Br., 153 Gd., pr. Frühjahr 151 Br., 150 Gd. Roggen 
loco ſtill ab auswärts feſt, ab Königsberg pr. April⸗Mai zu 83— 84, ab Dan⸗ 
zig zu 81-85 angeboten. Pr. Januar⸗Februar 5000 Pfd. Brutto 92 Br., 
90 Gd., pr. Frühjahr 90 Br., 89 Gd. Oel loco 253 — 26, pr. Mai 265%, 
pr. Oktober 27, ruhig. Kaffee 1800 Sack Laguayra zu 5 —6½ verkauft, 
Zink matter. — Kalt. 

Amſterdam, 18. Januar. Getreidemarkt. (Schlußbericht.) Weizen 
ruhig. Roggen fill, auf Termine 3½ Fl. niedriger. Rapps pr. April —, 
pr. Oktober 73. Rüböl pr. Mai 40%, pr. Oktober⸗Dezember 41 ½. 


